
Am 15./16. Oktober findet der Europäi-
sche Rat in Brüssel statt. Großes Thema: 
Wie soll die EU mit dem hohen Wett-
bewerbsdruck und unfairen Subventio-
nen von chinesischer Seite umgehen? 
Das Land ist zwar innovativ, doch ver-
zerren hohe Beihilfen den Wettbewerb. 
Laut einer OECD-Studie betragen sie 
in China für strategische Sektoren das 
Achtfache im Vergleich zu den übrigen 
OECD-Staaten. Derzeit verzeichnet die 
EU ein Handelsbilanzdefizit von knapp 
einer Milliarde Euro pro Tag. 

Die EU hat im Juni einen Dialog zwischen 
EU-Handelskommissar Maroš Šefčovič 
und dem chinesischen Handelsminister 
Wang Wentao eingeleitet. Kurz vor den 
zentralen Gesprächen am 8./9. Okto-
ber legten Deutschland und Frankreich 
ein Non-Paper vor, das ein Diversifi-
zierungs- und ein schnelles Reaktions-
instrument fordert. Damit steht nicht 
mehr das Ob, sondern das Wie einer 
europäischen Antwort im Fokus der De-
batte. Dieses Memo argumentiert, dass 

die EU mehr handelspolitische Hand-
lungsfähigkeit gegenüber China braucht 
– diese muss aber gezielt und regel
basiert bleiben.

NEUE 
HANDELSINSTRUMENTE 
MÜSSEN GEZIELT 
LÜCKEN SCHLIESSEN

Das von der Kommission bereits vor-
bereitete Diversifizierungsinstrument 
soll kritische Abhängigkeiten von domi-
nanten Lieferländern abbauen. Daneben 
schlagen Paris und Berlin eine bislang 
deutlich weniger konkrete Maßnah-
me gegen schwere und systematische 
Marktverzerrungen vor. Im Folgenden 
stehen diese handelspolitischen Vor-
schläge im Fokus.

Diversifizierung schafft Alternativen 
statt Abschottung
Das geplante Diversifizierungsinstru-
ment setzt an einer Lücke der bisherigen 

Handlungsmöglichkeiten an. Klassi-
scher Handelsschutz reagiert auf be-
stimmte Formen von Schädigung oder 
Wettbewerbsverzerrung, nicht aber auf 
wirtschaftlich und sicherheitspolitisch 
problematische Abhängigkeiten von 
einem Lieferland. Das Diversifizierungs-
instrument wäre damit seinem Zweck 
nach ein echtes Wirtschaftssicherheits-
instrument und keines des klassischen 
Handelsschutzes. Entscheidend wäre, 
ob eine konzentrierte Abhängigkeit die 
EU verwundbar macht.

Diese länderneutrale Maßnahme kann 
gerade gegenüber China sinnvoll sein. 
Umfangreiche staatliche Förderung 
und strukturelle Überkapazitäten be-
wirken, dass chinesische Anbieter ihre 
Marktstellung ausbauen und Wettbe-
werber verdrängen. Ein Diversifizie-
rungsinstrument macht Beschaffung 
und Investitionen bei alternativen An-
bietern wirtschaftlich attraktiver, und 
zwar innerhalb wie außerhalb Europas. 
Die Maßnahme würde dort ansetzen, 
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In einem herausfordernden geoökonomischen Umfeld muss die EU handlungsfähig bleiben. Daher haben Deutschland und 
Frankreich in ihrem Non-Paper vom 5. Oktober neue Handelsinstrumente ins Spiel gebracht: eines zur Diversifizierung, ein 
anderes für rasche Reaktionen auf Handelseskalationen. Diese Maßnahmen können sinnvoll sein, müssen jedoch eng an das 
WTO-Regelwerk gebunden sein und klare Schwellen haben, um nicht zu Protektionismus zu führen.

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/CM-6-2026-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/CM-6-2026-INIT/en/pdf
https://www.oecd.org/en/publications/oecd-magic-database-of-industrial-subsidies_ce94f33b-en/full-report.html
https://www.reuters.com/world/china/eu-seeks-cut-trade-deficit-with-china-talks-with-beijing-2026-10-07/
https://www.reuters.com/world/china/eu-seeks-cut-trade-deficit-with-china-talks-with-beijing-2026-10-07/
https://de.euronews.com/2026/05/10/deutschland-und-frankreich-neues-eu-handelsinstrument-gegen-china
https://de.euronews.com/2026/05/10/deutschland-und-frankreich-neues-eu-handelsinstrument-gegen-china
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/b26447fa-bc09-11f1-81de-01aa75ed71a1/language-de
https://www.oecd.org/en/publications/oecd-magic-database-of-industrial-subsidies_ce94f33b-en/full-report.html
https://www.imf.org/en/publications/cr/issues/2026/02/17/peoples-republic-of-china-2025-article-iv-consultation-press-release-staff-report-and-574028
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wo die EU bei einem strategisch rele-
vanten Produkt übermäßig von einem 
Lieferland abhängig ist und daraus ein 
konkretes Wirtschaftssicherheitsrisiko 
entsteht. Dem Vernehmen nach soll ein 
zusätzlicher Zoll auf Importe des betrof-
fenen Produkts aus dem dominanten 
Lieferland (ab einer gewissen Schwelle) 
den Wechsel zu alternativen Anbietern 
fördern. Der Zoll soll wieder entfallen, 
sobald die kritische Abhängigkeit sinkt.

Das unterscheidet das Diversifizierungs-
instrument auch in seiner langfristigen 
Wirkung von Safeguards als kurzfristi-
gem Mittel der Wahl. Diese schützen 
europäische Produzenten vor Import-
druck, treffen aber auch Partnerländer, 
die zur Diversifizierung beitragen könn-
ten. Sie greifen kaum, wo in der EU keine 
relevante Produktion besteht. Bei Batte-
riekomponenten könnte ein Diversifizie-
rungszoll chinesische Importe verteuern 
und so alternative Anbieter etwa in Süd-
korea oder Japan stärken. Ziel wäre mehr 
Wettbewerb statt Abschottung.

Gerade weil ein solcher Zoll gezielt an 
Herkunft und sicherheitsrelevante Ab-
hängigkeit anknüpft, muss dieser Si-
cherheitsbezug auch rechtlich tragen. 
In der Vergangenheit vertrat die EU die 
Auffassung, dass Staaten zwar Spiel-
raum bei der Bestimmung ihrer Si-
cherheitsinteressen haben, diese aber 
konkretisieren und einen plausiblen Zu-
sammenhang zwischen Sicherheitsrisiko 
und Maßnahme aufzeigen müssen. Wo 
ein Drittstaat Abhängigkeiten bereits als 
politisches Druckmittel eingesetzt hat, 
ist eine kritische Abhängigkeit daher 
anders zu bewerten als eine hohe Im-
portkonzentration allein. Die EU sollte 
also an ihre eigene Rechtsauffassung zur 
Sicherheitsausnahme unter WTO-Recht 
anknüpfen, auf die sich das Instrument 
berufen müsste.

Diese Schwelle muss in der Maßnahme 
selbst verankert werden. Ohne eine 
sicherheitsrelevante Überabhängigkeit 
und das realistische Risiko politischer 
Instrumentalisierung darf Diversi-
fizierung nicht zum Deckmantel für 

Protektionismus werden. So wahrt 
die EU auch ihre Glaubwürdigkeit 
als Verfechterin des regelbasierten 
Handelssystems.

Der Mehrwert hängt zudem von der 
praktischen Ausgestaltung ab. Abhän-
gigkeiten entlang komplexer Wert-
schöpfungsketten lassen sich nicht 
allein anhand von Importstatistiken be-
stimmen. Nötig sind belastbare Daten 
zu Herkunft, Eigentumsstrukturen und 
vorgelagerten Produktionsstufen. Auf 
dieser Grundlage muss festgelegt wer-
den, ab welcher Schwelle das Instrument 

greift. Ohne eine praktikable Umsetzung 
drohen Bürokratiekosten und Unsicher-
heit für zuverlässige Handelspartner.

Ein neues Handelsinstrument 
braucht eine klare Funktion
Der zweite Vorschlag wirft größere Fra-
gen auf. Das bislang nur grob skizzierte 
Instrument soll schnelle Reaktionen auf 
schwere und systematische Marktver-
zerrungen ermöglichen. In der Debatte 
wird es deshalb bereits als handelspoli-
tische „Zweitschlagwaffe“ bezeichnet. 
Unklar bleibt jedoch, ob es primär als 
Ultima Ratio für eskalierte Handels-
konflikte oder als breiteres Instrument 
gegen strukturelle Marktverzerrungen 
gedacht ist. Seinem bislang erkennba-
ren Zuschnitt nach liegt der Vorschlag 
damit zwischen klassischem Handels-
schutz und Krisenreaktion.

Unklar ist vor allem, welche Lücke das 
neue Instrument im Kontext des Anti-
Coercion Instrument (ACI) schließen 
soll. Dieses erlaubt bereits weitreichen-
de Maßnahmen gegen wirtschaftlichen 

Zwang und ist selbst als letztes Mittel 
konzipiert. Der deutsch-französische 
Vorschlag geht offenbar weiter: Er stellt 
einen vollständigen Ausschluss vom Bin-
nenmarkt in Aussicht, könnte unter-
halb der ACI-Schwelle greifen und soll 
schneller aktivierbar sein. Vorgesehen 
ist eine umgekehrte qualifizierte Mehr-
heit: Demnach müssten nicht die Be-
fürworter eine qualifizierte Mehrheit 
organisieren, sondern deren Gegner, um 
die Maßnahme zu stoppen. Dies würde 
die Handlungsfähigkeit der EU erhöhen 
und mehr Spielraum als unter dem ACI 
ermöglichen.

Der breite Zuschnitt des Vorschlags 
erinnert an die vagen Tatbestände der 
amerikanischen Section 301, die der 
Exekutive großen Spielraum für han-
delspolitische Maßnahmen lässt. Die 
jüngere US-Erfahrung zeigt jedoch, dass 
ein solcher Ermessensspielraum erheb-
liche Unsicherheit schaffen kann. Die EU 
sollte deshalb klar definieren, wann und 
gegen welche Praktiken das Instrument 
eingesetzt werden darf.

Das Papier benennt reale Probleme, ver-
mischt aber unterschiedliche Antwor-
ten. Ist das Instrument als Ultima Ratio 
für einen eskalierenden Handelskonflikt 
gedacht, wäre die Novellierung des be-
stehenden ACI die womöglich bessere 
Alternative. Soll es dagegen strukturelle 
Verzerrungen adressieren, muss klar be-
nannt werden, welche Lücken bestehen-
de Instrumente lassen. Momentan ist der 
Vorschlag zu unbestimmt.

Diversifizierung darf nicht  
zum Deckmantel für 

Protektionismus werden.

https://www.delorscentre.eu/en/publications/detail/publication/use-what-you-have
https://www.delorscentre.eu/en/publications/detail/publication/use-what-you-have
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/512r_a_e.pdf
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/512r_a_e.pdf
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/512r_a_e.pdf
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/512r_a_e.pdf
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/512r_a_e.pdf
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/512r_a_e.pdf
https://monapaulsen.substack.com/p/evaluating-the-french-german-non?utm_source=email&redirect=app-store-no-desktop&inbox=true&utm_campaign=email-read-in-app&triedRedirect=true
https://www.sueddeutsche.de/dossier/meldungen/deutschland-und-frankreich-wollen-die-eu-mit-zweitschlagswaffe-fuer-handelskrieg-wappnen-64621ca6
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302675
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302675
https://ustr.gov/about-us/policy-offices/press-office/fact-sheets/2018/march/section-301-fact-sheet
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EMPFEHLUNGEN

Angesichts wachsender geoökonomi-
scher Herausforderungen nimmt der 
politische Rückhalt für eine europäische 
Antwort zu. Der deutsch-französische 
Vorstoß kann vor den anstehenden Ver-
handlungen mit China zugleich die euro-
päische Verhandlungsposition stärken. 
Er ist weniger als fertige Roadmap zu 
verstehen, sondern vielmehr als poli-
tische Willensbekundung, deren kon-
krete Ausgestaltung nun mit Augenmaß 
erfolgen muss.

Wichtig ist: Neue Instrumente dürfen 
kein Vorwand für Protektionismus wer-
den. Das Diversifizierungsinstrument 
sollte nur greifen, wenn klar definierte 
Schwellen eine tatsächlich sicherheits-
relevante Überabhängigkeit belegen. 

Gleichzeitig sollte der Anspruch wei-
terbestehen, Europa nicht abzuschot-
ten und WTO-Regeln weiter zu stützen. 
Dazu gehört eine enge Anbindung des 
Diversifizierungsinstruments an Art. 
XXI GATT ebenso wie das konsequente 
Ausschöpfen bestehender Handlungs-
möglichkeiten unter WTO-Recht. Die 
Instrumente müssen zudem so unbü-
rokratisch wie möglich ausgestaltet 
werden. Zusätzliche Belastungen für 
Unternehmen dürfen die europäische 
Wettbewerbsfähigkeit, auch mit Blick 
auf Drittmärkte, nicht untergraben.

Unter diesen klar definierten Bedingun-
gen können die vorgeschlagenen Instru-
mente die geoökonomische Schlagkraft 
der EU erhöhen.
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